
83. Verordnung der Landesregierung vom
20. September 2011, Zahl: 3-ALLG-2501/4-
2011, mit welcher Form, Größe und Aus-
führung des Dienstabzeichens und des
Dienstausweises der Aufsichtsorgane der Ge-
meinden festgelegt werden – K-DADAAG-V

Aufgrund des § 22 Abs. 4 des Kärntner Lan-
dessicherheitsgesetzes – K-LSG, LGBl. Nr.
74/1977, zuletzt geändert durch LGBl. Nr.
44/2011, wird verordnet:

§ 1
Dienstabzeichen

(1) Das in der Anlage 1 abgebildete Dien-
stabzeichen ist aus Metall, silberfarben, in
Wappenform, mit den Abmessungen 67 x 77
mm, herzustellen und mit einer Befestigungs-
vorrichtung zu versehen. Es hat in der Mitte
den Namen der jeweiligen Gemeinde, am obe-
ren Rand zweizeilig die Wörter „GEMEINDE
- AUFSICHTSORGAN“ zu zeigen. Auf der
Rückseite ist das Dienstabzeichen mit einer
Nummer zu versehen, welche im Dienstaus-
weis zu vermerken ist.

(2) Das Dienstabzeichen ist auf der linken
Brustseite sichtbar zu tragen.

§ 2
Dienstausweis

(1) Der in Anlage 2 abgebildete Dienstaus-
weis ist mit den Abmessungen von höchstens
100 x 210 mm, zweifach faltbar, aus wider-
standsfähigem Material herzustellen.

(2) Der Dienstausweis hat die Aufschrift
„Dienstausweis für Aufsichtsorgane der Ge-
meinde“ und den Namen der Gemeinde sowie
eine Ordnungsnummer auf seiner ersten Seite

zu enthalten. Des Weiteren muss er die Be-
zeichnung der ausstellenden Behörde, die Be-
zeichnung als Dienstausweis, Name, Geburts-
datum, ein Lichtbild des Aufsichtsorgans, das
Datum und die Geschäftszahl des Bestel-
lungsbescheides sowie einen Hinweis auf den
Aufgabenbereich gemäß § 18 K-LSG enthal-
ten.

§ 3
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt mit dem auf ihre
Kundmachung folgenden Monatsersten in
Kraft.

Für die Kärntner Landesregierung:
Der Landeshauptmann:

D ö r f l e r
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84. Verordnung der Landesregierung vom
20. September 2011, Zahl: 3-ALLG-2501/3-
2011, über die persönlichen und fachlichen
Voraussetzungen für die Bestellung der Auf-
sichtsorgane der Gemeinden sowie deren
Nachweis – K-PFVAG-V

Aufgrund des § 20 Abs. 5 des Kärntner Lan-
dessicherheitsgesetzes – K-LSG, LGBl. Nr.
74/1977, zuletzt geändert durch LGBl. Nr.
44/2011, wird verordnet:

§ 1

Persönliche Voraussetzungen

Aufsichtsorgane der Gemeinden müssen vor
ihrer Bestellung folgende persönliche Voraus-
setzungen nachweisen:

a) Volljährigkeit,

b) österreichische Staatsbürgerschaft,

c) körperliche und geistige Eignung und

d) Verlässlichkeit.
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Anlage 2
(Vorderseite) 

 
  

 
Aufgabenbereich 

 
Gemäß § 18 Kärntner Landessicherheitsgesetz – 
K-LSG, LGBl. Nr. 74/1977, zuletzt geändert durch 
LGBl. ……., haben die Aufsichtsorgane der 
Gemeinden  
 

• die Überwachung der Einhaltung der §§ 1, 
2, 6 Abs. 1 und 2, 8, 9 und 27 leg.cit. und 
der auf Grund des § 2 Abs. 4 sowie des § 9 
leg. cit. erlassenen Verordnungen der 
Gemeinde und  

 
• die Überwachung der Einhaltung der 

Gebote und Verbote ortspolizeilicher 
Verordnungen durchzuführen.  

 
Ordnungsnummer: 

 
___________________________ 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
DIENSTAUSWEIS 

für Aufsichtsorgane der Gemeinde 
___________ 

nach dem Kärntner  
Landessicherheitsgesetz 

 

 
GEMEINDE- 

AUFSICHTSORGAN 
 
 
 

„Name der  
Gemeinde“ 

 
(Rückseite) 

 
 
___________________________ 
(Bezeichnung der Behörde) 
 
 
 
 ___________________________________ 
(Zahl und Datum des Bestellungsbescheides) 
 
 
 
 

 
(Passfoto) 

 
 
 
 
 
 
Ordnungsnummer: ______________ 
 
 
 
_____________________________ 
       (Eigenhändige Unterschrift) 
 
 

 
 
Herr/Frau _________________ 
 
geb. am: _________________ 
 
Wohnort: _________________ 
 
 
wurde nach §§ 19 und 21 
Kärntner Landessicherheitsgesetz zum 

 
 

AUFSICHTSORGAN 
 
 

bestellt und angelobt. 
 
 
_____________________________ 
Ort, Datum 
 
 
 
Bürgermeister _________________ 

(Unterschrift) 

Raum für behördliche Eintragungen 

 



§ 2
Fachliche Voraussetzungen

Aufsichtsorgane der Gemeinden müssen vor
ihrer Bestellung folgende fachliche Vorausset-
zungen nachweisen:
a) die erforderlichen Rechtskenntnisse, insbe-

sondere in den Bereichen des Landessi-
cherheitsrechts, des Allgemeinen Verwal-
tungsrechts und der ortspolizeilichen Ver-
ordnungen der jeweiligen Gemeinde,

b) die Kenntnis der Befugnisse und der
Pflichten eines Aufsichtsorgans,

c) Grundkenntnisse der englischen Sprache
und

d) Grundkenntnisse aus dem Bereich der Er-
sten Hilfe.

§ 3
Nachweise

(1) Die persönlichen Voraussetzungen nach
§ 1 lit. a und b sind vor der Bestellung durch
entsprechende Urkunden nachzuweisen.

(2) Zum Nachweis der persönlichen Voraus-
setzung nach § 1 lit. c ist ein ärztliches Attest
vorzulegen, welches nicht älter als drei Mo-
nate sein darf.

(3) Zum Nachweis der persönlichen Voraus-
setzung nach § 1 lit. d ist eine Strafregisterbe-
scheinigung vorzulegen, welche nicht älter als
drei Monate sein darf. 

(4) Das Vorliegen der fachlichen Vorausset-
zungen gemäß § 2 ist von der Gemeinde durch
ein mündliches Prüfungsgespräch festzustel-
len. 

§ 4
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt mit dem auf ihre
Kundmachung folgenden Monatsersten in
Kraft.

Für die Kärntner Landesregierung:
Der Landeshauptmann:

D ö r f l e r

85. Verordnung des Landeshauptmanns von
Kärnten vom 28. September 2011, Zahl: 7-AL-
GVG-49/7/2011, mit der die Kärntner Be-
triebsordnung für den nichtlinienmäßigen
Personenverkehr geändert wird

Gemäß § 13 Abs. 3 des Gelegenheitsver-
kehrs-Gesetzes 1996, BGBl. Nr. 112/1996, zu-
letzt geändert durch BGBl. I Nr. 153/2006,
wird verordnet: 

Artikel I
Die Verordnung des Landeshauptmanns von

Kärnten, mit welcher gewerbepolizeiliche Re-
gelungen für die Ausübung des Taxigewerbes,
des mit Personenkraftwagen betriebenen
Mietwagen-Gewerbes sowie des Gästewagen-
Gewerbes mit Personenkraftwagen in Kärn-
ten getroffen werden (Kärntner Betriebsord-
nung für den nichtlinienmäßigen Personen-
verkehr), LGBl. Nr. 125/1993, zuletzt geändert
durch LGBl. Nr. 47/2009, wird wie folgt geän-
dert:

1. § 3 lautet: 
„§ 3

(1) Personenkraftwagen im Sinne des Art. 2
der Verordnung (EG) Nr. 715/2007 des Eu-
ropäischen Parlaments und des Rates vom 20.
Juni 2007 über die Typgenehmigung von
Kraftfahrzeugen hinsichtlich der Emissionen
von leichten Personenkraftwagen und Nutz-
fahrzeugen (Euro 5 und Euro 6) und über den
Zugang zu Reparatur- und Wartungsinforma-
tionen für Fahrzeuge, ABl. Nr. L 171, S 1, zu-
letzt in der Fassung der Verordnung (EG) Nr.
595/2009, ABl. Nr. L 188, S 1, dürfen im Taxi-,
Mietwagen- und Gästewagengewerbe 
a) ab 1. April 2012 nur verwendet werden,

wenn diese den Euro-5-Emissionsgrenz-
werten des Anhangs I der Verordnung (EG)
Nr. 715/2007 entsprechen, und 

b) ab 1. September 2015 nur verwendet wer-
den, wenn diese den Euro-6-Emissions-
grenzwerten des Anhangs I der Verordnung
(EG) Nr. 715/2007 entsprechen. 

(2) Personenkraftwagen, welche zu den
Stichtagen des Abs. 1 bereits im Taxi-, Miet-
wagen- und Gästewagengewerbe verwendet
werden und die geforderten Emissionsgrenz-
werte nicht erfüllen, können durch den bishe-
rigen Zulassungsbesitzer bis zu ihrer kraft-
fahrrechtlichen Abmeldung weiterhin im
Taxi-, Mietwagen- und Gästewagengewerbe
verwendet werden.“

2. § 15 Abs. 1 lautet:
„(1) Im Taxi-Gewerbe dürfen Kraftfahr-

zeuge nur in Verwendung genommen werden,
wenn von der zuständigen Fachgruppe der
Wirtschaftskammer Kärnten für die Beförde-
rungsgewerbe mit Pkw bestätigt wird, dass sie
auch den in den §§ 3,  4 sowie 16 bis 25 ange-
führten Voraussetzungen entsprechen.“

3. § 15 Abs. 3 lautet:
„(3) Für die Verwendung von Ersatzfahrzeu-

gen, deren kraftfahrrechtliche Zulassung
nicht auf den Gewerbetreibenden lautet oder
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deren Zulassung nicht für den Betrieb des Ge-
werbetreibenden erfolgte,  ist eine Bestätigung
von Seiten der zuständigen Fachgruppe der
Wirtschaftskammer Kärnten für die Beförde-
rungsgewerbe mit Personenkraftwagen mit-
zuführen. Ein Ersatzfahrzeug darf maximal
für einen Zeitraum von 14 Tagen eingesetzt
werden. Dieser Zeitraum darf zum Zwecke des
Testens von Elektrofahrzeugen auf maximal 6
Monate ausgedehnt werden. Das Ersatzfahr-
zeug muss den in §§ 3, 4 sowie 16 bis 25 dieser
Verordnung angeführten Voraussetzungen
entsprechen. Die Kennzeichentafeln des auf
den Gewerbetreibenden zugelassenen Taxi-
fahrzeugs, an dessen Stelle das Ersatzfahr-
zeug verwendet wird, sind im Ersatzfahrzeug
mitzuführen und auf Verlangen den Organen
der Straßenaufsicht vorzuweisen.“

4. § 25 lautet:

„§ 25

In Gemeinden, für die verbindliche Tarife
festgelegt wurden, müssen Taxifahrzeuge mit
einem beleuchtbaren Fahrpreisanzeiger aus-
gestattet sein. Fahrpreisanzeiger müssen nach
den Bestimmungen des Maß- und Eichgeset-
zes geeicht sein.“

5. § 28 Abs. 2 lautet:

„(2) Der Lenker hat vor Fahrtbeginn Aus-
kunft über die Fahrtstrecke, die voraussichtli-
che Dauer der Fahrt und den voraussichtli-
chen Fahrpreis zu geben. Für den Fall, dass für
die Fahrt kein vom Landeshauptmann verord-
neter Tarif anzuwenden ist, hat der Lenker
ausdrücklich auf die Tatsache der freien Preis-
vereinbarung hinzuweisen.“

6. § 28 Abs. 3 lautet:

„(3) Für den Fall, dass für die Fahrt ein vom
Landeshauptmann verordneter Tarif anzu-
wenden ist, muss der Lenker ausdrücklich auf
diesen hinweisen. Zudem ist ein Abdruck der
dem Tarif zugrunde liegenden Verordnung im
Fahrzeug mitzuführen und dem Fahrgast auf
Verlangen vorzulegen.“

7. § 29 lautet:

„§ 29

Andere Personen – ausgenommen bei platz-
weiser Vergabe der Sitzplätze – oder Tiere dür-
fen nicht befördert werden. Dies gilt nicht für
Anrufsammeltaxis gemäß § 38 Abs. 3 Z 2
Kraftfahrliniengesetz. “

8. § 33 lautet:

„§ 33

Die Verwendung von Fahrpreisanzeigern
und Wegstreckenmessern ist in Gemeinden,
für die kein verbindlicher Tarif festgelegt
wurde, untersagt.“

9. § 34 Abs. 1 lautet:

„(1) Das Bereithalten der Taxifahrzeuge
ist nur innerhalb der Standortgemeinde der
Taxikonzession zulässig. In Gemeinden, in de-
nen Standplätze für das Taxi-Gewerbe gemäß
§ 96 Abs. 4 StVO 1960 verordnet sind, dürfen
Taxifahrzeuge, sofern besondere straßenpoli-
zeiliche Anordnungen nicht anderes verfügen,
nur auf diesen Plätzen auffahren. Unter Stand -
ortgemeinde ist die Gemeinde des Standortes
der Taxikonzession, nicht aber die Gemeinde
des Standortes einer weiteren Betriebsstätte
zu verstehen."

10. § 34 Abs. 3 erster Satz lautet:

„(3) Im Rahmen des Taxigewerbes einge-
setzte Fahrzeuge, deren Verwendungsbestim-
mung laut Zulassungsschein eine Verwendung
im Taxigewerbe erlaubt, sind an der Heck-
scheibe mit einer festklebenden Plakette in ei-
ner von außen klar erkennbaren Weise zu
kennzeichnen.“

11. In § 37 Abs 1. wird der Ausdruck „gemäß
§ 13 des Gelegenheitsverkehrs-Gesetzes 1996
– GelverkG, BGBl. Nr. 112, zuletzt geändert
durch BGBl. I Nr. 153/2006“ durch den Aus-
druck „gemäß § 13 des Gelegenheitsverkehrs-
Gesetzes 1996“ ersetzt.

12. § 37 Abs. 3 lautet:

„(3) Auf den Standplätzen darf die Beleuch-
tung des Taxischildes nicht abgeschaltet wer-
den, sofern gemäß § 32 Abs. 5 die Beleuchtung
eingeschaltet ist.“

13. § 40 Abs. 1 lautet:

„(1) Für das mit Personenkraftwagen be-
triebene Mietwagen-Gewerbe gelten die Vor-
schriften der §§ 18 bis 20, 23, 24, 29, 30 und
§ 31 Abs. 2 sinngemäß.“ 

14. In § 42 Abs 1. wird der Ausdruck „gemäß
§ 15 Abs. 1 Z 5 des Gelegenheitsverkehrs-Ge-
setzes 1996 – GelverkG, BGBl. Nr. 112, zuletzt
geändert durch BGBl. I Nr. 153/2006“ durch
den Ausdruck „gemäß § 15 Abs. 1 Z 5 des Ge-
legenheitsverkehrs-Gesetzes 1996“ ersetzt.
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15. § 43 lautet:

„§ 43

Verweise in dieser Verordnung auf Bundes-
gesetze sind als Verweise auf die nachstehend
angeführte Fassung zu verstehen:

1. Gelegenheitsverkehrs-Gesetz  1996 - Gel-
verkG, BGBl. I Nr. 112, zuletzt geändert
durch das Bundesgesetz BGBl. I Nr.
153/2006;

2. Kraftfahrgesetz 1967 - KFG 1967, BGBl.
Nr. 267, zuletzt geändert durch das Bundes-
gesetz BGBl. I Nr. 116/2010;

3. Maß- und Eichgesetz - MEG, BGBl. Nr.
152/1950, zuletzt geändert durch das Bun-
desgesetz BGBl. I Nr. 115/2010;

4. Kraftfahrliniengesetz 1999 - KflG, BGBl. I
Nr. 203/1999, zuletzt geändert durch das
Bundesgesetz BGBl. I Nr. 153/2006;

5. Strafgesetzbuch - StGB, BGBl. Nr. 60/1974,
zuletzt geändert durch das Bundesgesetz
BGBl. I Nr. 66/2011;

6. Straßenverkehrsordnung 1960 - StVO
1960, BGBl. Nr. 159, zuletzt geändert durch
das Bundesgesetz BGBl. I Nr. 59/2011.“

Artikel II
Diese Verordnung tritt mit dem ihrer Kund-

machung folgenden Tag in Kraft.

Der Landeshauptmann:
D ö r f l e r
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